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Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats  

für die 9. ordentliche Hauptversammlung 

am 11. Juni 2026 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 2025 nach UGB samt Lagebericht und 
Corporate-Governance-Bericht, des Nichtfinanziellen Berichts und des Berichts des 
Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2025 

Erläuterung: 

Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung 

dient, wird es zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung geben. Der 

Jahresabschluss 2025 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festgestellt 

worden. Da im Jahresabschluss ein Bilanzverlust ausgewiesen ist, erübrigen sich die 

Beschlussfassung über die Gewinnverwendung und ein eigener Tagesordnungspunkt hierzu. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

Den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern des Vorstands der Marinomed Biotech 

AG wird für das Geschäftsjahr 2025 die Entlastung erteilt. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

Den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats der Marinomed Biotech 

AG wird für das Geschäftsjahr 2025 die Entlastung erteilt 

 

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2026 

Der Aufsichtsrat schlägt im Sinne der Empfehlung des Prüfungsausschusses der 

Hauptversammlung vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Die BDO Assurance GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Wien, wird 

zum Abschlussprüfer (einschließlich Lagebericht) für das Geschäftsjahr 2026 bestellt. 

 

5. Beschlussfassung über den Vergütungsbericht 2025 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2025, 

wie dieser auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der Gesellschaft veröffentlicht 

ist, zu beschließen. 

Erläuterung: 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft haben einen klaren und 

verständlichen Vergütungsbericht über die Bezüge der Vorstandsmitglieder und der 

Aufsichtsratsmitglieder gem. § 78c iVm § 98a AktG zu erstellen.  

Der Vergütungsbericht hat einen umfassenden Überblick über die im Laufe des letzten 

Geschäftsjahrs den aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Vorstands und des Auf-

sichtsrats im Rahmen der Vergütungspolitik (§ 78a iVm § 98a AktG) gewährten oder 

geschuldeten Vergütung einschließlich sämtlicher Vorteile in jeglicher Form zu bieten. 

Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Ab-

stimmung vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht 

anfechtbar (§ 78d Abs. 1 AktG).  

Vorstand und Aufsichtsrat der Marinomed Biotech AG haben einen Vergütungsbericht gem. 

§ 78c iVm § 98a AktG beschlossen und den vorliegenden Beschlussvorschlag gem. § 108 Abs. 1 

AktG erstattet.  

Der Vergütungsbericht wird spätestens ab dem 21. Mai 2026 (21. Tag vor der 

Hauptversammlung) auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der Marinomed 

Biotech AG (www.marinomed.com) zugänglich gemacht werden. 

 

 

6. Beschlussfassung über (a) den Widerruf des Beschlusses der Hauptversammlung vom 11. 
Juni 2025 über der Verringerung der Mitgliederzahl des Aufsichtsrats infolge einer 
Mandatszurücklegung und (b) Wahl einer Person in den Aufsichtsrat 

  

Der Aufsichtsrat schlägt vor folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Der Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Juni 2025, die Mitgliederzahl des 

Aufsichtsrats infolge einer Mandatszurücklegung innerhalb der satzungsmäßigen 

Grenzen (drei bis sechs Mitglieder/Kapitalvertreter) von vier auf drei Mitglieder zu 

reduzieren, wird widerrufen und die Mitgliederzahl innerhalb der satzungsmäßigen 

Grenzen wiederum auf vier Mitglieder festgesetzt; 

b) Herr Thomas Stümmler, geboren 1.2.1968, wird mit Wirkung ab Beendigung der 11. 

ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 in den Aufsichtsrat gewählt, und zwar 

bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 

2029 beschießt. 

 
 Erläuterung:  

 

https://www.jusline.at/gesetz/aktg/paragraf/78a
http://www.marinomed.com/
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 Gemäß § 11 Abs. 1 der Satzung der Marinomed Biotech AG besteht der Aufsichtsrat aus 

mindestens drei und maximal sechs von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern 

(Kapitalvertretern). Die Hauptversammlung vom 11. Juni 2025 beschloss zu, die Mitgliederzahl 

des Aufsichtsrats infolge einer Mandatszurücklegung innerhalb der satzungsmäßigen 

Grenzen (drei bis sechs Mitglieder/Kapitalvertreter) von vier auf drei Mitglieder zu reduzieren. 

Zum Zeitpunkt der Einberufung der gegenständlichen außerordentlichen Hauptversammlung 

gehören dem Aufsichtsrat somit drei Mitglieder an. Der Aufsichtsrat sieht es als erforderlich 

an, die Zusammensetzung des Gremiums wieder über die Mindestanzahl zu heben. Da die 

Zahl der Aufsichtsratsmitglieder weiterhin unter sechs liegt, unterliegt die Gesellschaft nicht 

dem Anwendungsbereich des § 86 Abs. 7 AktG (Geschlechterquote), wonach in 

börsennotierten Gesellschaften der Aufsichtsrat zu mindestens 30% aus Frauen und zu 

mindestens 30% aus Männern zu bestehen hat. Dem Aufsichtsrat gehören keine 

Arbeitnehmervertreter an. Die Nichtanwendbarkeit der gesetzlichen Geschlechterquote bleibt 

auch im Falle der vorgeschlagenen Wahl eines vierten Aufsichtsratsmitglieds in Form von 

Thomas Stümmler bestehen, da der Aufsichtsrat in diesem Fall aus vier Mitgliedern bestehen 

würde. Der Kandidat zur Wahl in den Aufsichtsrat, Herr Thomas Stümmler, hat eine Erklärung 

gem. § 87 Abs. 2 AktG abgegeben, die ebenfalls auf der Internetseite der Gesellschaft 

zugänglich ist, und insbesondere erklärt, dass 1.) sämtliche Umstände im Zusammenhang mit 

§ 87 Abs. 2 AktG offengelegt wurden und nach Beurteilung des Vorgeschlagenen keine 

Umstände vorhanden sind, die die Besorgnis seiner Befangenheit begründen könnten, 2.) der 

Vorgeschlagene zu keiner gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt worden ist, 

insbesondere zu keiner solchen, die gem. § 87 Abs. 2a S 3 AktG seine berufliche Zuverlässigkeit 

in Frage stellt, und 3.) keine Bestellungshindernisse im Sinne von § 86 Abs. 2 und 4 AktG 

bestehen. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl in nachstehender Weise an 

Wahlvorschläge gebunden: Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern samt den 

Erklärungen gemäß § 87 Abs. 2 AktG für jede vorgeschlagene Person müssen spätestens am 

3. Juni 2026 auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden, widrigenfalls 

die betreffende Person nicht in die Abstimmung einbezogen werden darf. Dies gilt auch für 

Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG, welche der Gesellschaft in Textform 

spätestens am 1. Juni 2026 zugehen müssen. 

 
 

7. Beschlussfassung über (a) die Aufhebung der in der Hauptversammlung vom 20.06.2024 
zu Punkt 7 der Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung, Finanzinstrumente im Sinne 
von § 174 AktG auszugeben, im noch nicht ausgenützten Umfang und gleichzeitig (b) die 
Ermächtigung des Vorstands, Instrumente im Sinne von § 174 AktG, insbesondere 
Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechte, die 
den Bezug von und/oder den Umtausch und die Wandlung in Aktien der Gesellschaft 
vorsehen können, auszugeben, samt teilweisem Bezugsrechtsausschluss 

(Direktausschluss) sowie Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
auf diese Finanzinstrumente mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss 

fassen:  

a)  Der Vorstand wird gemäß § 174 Abs. 2 AktG ermächtigt, bis zum 10. Juni 2031 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats Instrumente im Sinne von § 174 AktG, insbesondere 

Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen, oder Genussrechte, die 

ein Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsrecht bzw. eine Bezugs-, Umtausch- oder 

Wandlungspflicht auf insgesamt bis zu 399.794 (dreihundertneunundneunzigtausend 

siebenhundertvierundneunzig) Stück neue, auf Inhaber lautende Stückaktien 

(Stammaktien) der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von 

insgesamt bis zu EUR 399.794,- (Euro dreihundertneunundneunzigtausend 

siebenhundertvierundneunzig) gewähren bzw. vorsehen können, auch in mehreren 

Tranchen und in unterschiedlicher Kombination, auszugeben (die "Instrumente"). Die 

Instrumente können so ausgestaltet sein, dass ihr Ausweis als Fremd- oder Eigenkapital 

erfolgen kann. Weiters können die Instrumente Ausstattungsmerkmale vorsehen, die jenen 

des § 174 AktG entsprechen und, soweit rechtlich zulässig, einen Teiloptionscharakter 

haben. 

b)  Für die Bedienung der Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsrechte bzw. der Bezugs-, 

Umtausch- oder Wandlungspflicht aus den Instrumenten kann der Vorstand das bedingte 

Kapital, insbesondere das gemäß TOP 8 der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 

2026 neu zu schaffende Bedingte Kapital 2026, eigene Aktien oder eine Kombination aus 

bedingtem Kapital und eigenen Aktien sowie jede sonstige zulässige sonstige Lieferform 

(auch genehmigtes Kapital) verwenden. 

c) Ausgabebetrag und Ausgabebedingungen der Instrumente (insbesondere: Verzinsung 

(soweit anwendbar), Laufzeit, Rang (einschließlich mögliche Nachrangigkeit), Stückelung, 

Verwässerungsschutz, Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsmodalitäten bzw -

bedingungen (insbesondere Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsrechte und/oder 

Bezugs-, Umtausch- oder Wandlungspflicht, deren Preis, das Bezugs-, Umtausch- 

und/oder Wandlungsverhältnis sowie Möglichkeiten der Barabfindung, etc.) sind vom 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. Der Preis der Instrumente ist 

unter Berücksichtigung marktüblicher Berechnungsmethoden sowie des Börsenkurses der 

bestehenden Aktien der Gesellschaft in einem marktüblichen Preisfindungsverfahren zu 

ermitteln. Der Ausgabebetrag darf – sofern nicht rechtlich zulässig für einen 

Teiloptionscharakter - nicht unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen.  

d) Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Instrumente zu. Das gesetzliche 

Bezugsrecht kann den Aktionären in der Weise eingeräumt werden, dass die Instrumente 

von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht). 

e) Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die Instrumente ist ausgeschlossen 

(Direktausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts), wenn und sofern eine Ausnutzung 

dieser Ermächtigung durch Ausgabe von Instrumenten erfolgt, die ein Bezugs-, Umtausch- 

und/oder Wandlungsrecht bzw. eine Bezugs-, Umtausch- oder Wandlungspflicht auf 
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insgesamt bis zu 199.897 (einhundertneunundneunzigtausend 

achthundertsiebenundneunzig) Aktien (entsprechend rund 10% des Grundkapitals zum 

Datum der Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 11. Juni 2026) gewähren, wobei 

Direktausschlüsse des gesetzlichen Bezugsrechts auf Instrumente nach diesem 

Tagesordnungspunkt 7 (Instrumente) und Direktausschlüsse des gesetzlichen 

Bezugsrechts auf Aktien nach dem zu Tagesordnungspunkt 9 zu beschließenden 

Genehmigten Kapital 2026 insgesamt einen Nennbetrag/anteiligen Betrag am 

Grundkapital von EUR 399.794 (dreihundertneunundneunzigtausend 

siebenhundertvierundneunzig) bzw. eine Anzahl von 399.794 

(dreihundertneunundneunzigtausend siebenhundertvierundneunzig) Stück 

auszugebenden Aktien nicht überschreiten dürfen. 

f) Der Vorstand ist zusätzlich zu den Fällen des Direktausschlusses des gesetzlichen 

Bezugsrechts auf Instrumente gemäß Punkt e) weiters ermächtigt, das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf Instrumente im Sinne des § 174 Abs. 4 AktG mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats auszuschließen, wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung 

durch Ausgabe von Instrumenten erfolgt, die ein Bezugs-, Umtausch- und/oder 

Wandlungsrecht bzw. eine Bezugs-, Umtausch- oder Wandlungspflicht auf insgesamt bis 

zu 199.897 (einhundertneunundneunzigtausend achthundertsiebenundneunzig) Aktien 

(entsprechend rund 10% des Grundkapitals zum Datum der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung vom 11. Juni 2026) gewähren. Der Vorstand kann von der Möglichkeit 

der Ausgabe von Instrumenten, die dem Direktausschlusses des gesetzlichen 

Bezugsrechts gemäß Punkt e) unterliegen, und/oder von der Ermächtigung zum 

Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts für die Ausgabe von Instrumenten nach diesem 

Punkt f) unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft jeweils im eigenen 

pflichtgemäßen Ermessen mit Zustimmung des Aufsichtsrats Gebrauch machen, wobei 

auch Kombinationen zwischen Instrumenten, die dem Direktausschluss unterliegen, und 

jenen, für die der Vorstand das Bezugsrecht ausschließen kann, zulässig sind. 

Auf den schriftlichen Bericht des Vorstands gemäß §§ 174 Abs. 4 iVm 153 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 

diesem Tagesordnungspunkt, der auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.marinomed.com verfügbar ist, wird verwiesen. 

 

Erläuterung: 

Die Emission von Instrumenten im Sinne von § 174 AktG, insbesondere 

Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen, oder Genussrechten, die den 

Bezug von und/oder den Umtausch und die Wandlung in bis zu 399.794 Aktien der 

Gesellschaft vorsehen können (zusammen die "Instrumente") stellt eine wesentliche 

Alternative zur Möglichkeit einer Barkapitalerhöhung dar, die der Gesellschaft zusätzliche 

Flexibilität bei der Finanzierung bietet. Aus Sicht der Gesellschaft stellen derartige Instrumente 

zum Vorteil der Aktionäre der Gesellschaft eine üblicherweise deutlich günstigere Alternative 

zu einer herkömmlichen Anleihe (sofern überhaupt platzierbar) ist. Insbesondere falls 

aufgrund der wirtschaftlichen Situation der Gesellschaft keine Fremdkapitalaufnahme in Form 

von Krediten, Senior-Anleihen oder vergleichbaren Finanzierungsformen möglich ist oder dies 

nur zu nachteiligen Konditionen, bieten die Instrumente der Gesellschaft die Chance, 

http://www.marinomed.com/
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Fremdkapital mit Eigenkapitalelement (im Fall des Bezugs, Umtauschs bzw der Wandlung) 

aufzunehmen und für die Gesellschaft angemessen die Kapitalkosten gering zu halten. Die 

Ermächtigung zur Ausgabe der Instrumente im Sinne von § 174 AktG soll es der Gesellschaft 

insbesondere ermöglichen, im Rahmen des aktiven Managements ihrer Kapitalstruktur 

weitere Finanzierungsformen zu nutzen und von den in der Regel besseren 

Finanzierungskonditionen als mit herkömmlichen (reinen) Fremdkapitalinstrumenten 

(Kreditfinanzierungen, Anleihen) (sofern überhaupt aufnehmbar/platzierbar) zu profitieren. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Beschlussvorschläge hat die Gesellschaft 

insgesamt 1.998.979 Stück Aktien ausgegeben.  

Eine Ausgabe der Instrumente nach dieser Ermächtigung soll nur erfolgen, wenn die Summe 

aus (i) neuen Aktien, auf die Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsrechte mit solchen 

Instrumenten gemäß der Ermächtigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 

2026 eingeräumt werden, (ii) neuen Aktien, die gemäß dem zu TOP 8 der ordentlichen 

Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 zu schaffenden Bedingten Kapital 2026 zur Bedienung 

von Aktienoptionen, welche Arbeitnehmer, leitenden Angestellten und Mitgliedern des 

Vorstands der Gesellschaft gemäß dem Stock Option Plan 2026 eingeräumt werden, unterlegt 

werden sowie (iii) aus dem zu TOP 9 der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 

zu beschließenden genehmigten Kapital auszugebenden Aktien den Betrag von 999.489 

Stück Aktien nicht überschreitet (siehe Beschlusspunkt c) zu Tagesordnungspunkt 8). Damit 

soll eine Verwässerung des Anteilsbesitzes von Aktionären über die Höhe gemäß dem zu TOP 

9 der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 zu beschließenden Genehmigten 

Kapital 2026 hinaus vermieden werden. 

  

 
8. Beschlussfassung über (a) die Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2024 im 

noch nicht ausgenützten Umfang, und gleichzeitig (b) die bedingte Erhöhung des 
Grundkapitals der Gesellschaft gemäß § 159 Abs. 2 Z 1 AktG zur (i) Bedienung und Ausgabe 
an Inhaber von Instrumenten gemäß § 174 AktG und (ii) zur Einräumung von Aktienoptionen 
an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und Mitglieder des Vorstands (Bedingtes Kapital 
2026) sowie die entsprechende Änderung der Satzung in § 5.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die Hauptversammlung möge folgenden 

Beschluss fassen:  

a) Das bestehende bedingte Kapital gemäß § 5 (Grundkapital und Aktien) Abs 5 der Satzung, 

aus dem noch keine Aktien ausgegeben wurden, wird aufgehoben. 

b) Das Grundkapital der Gesellschaft wird gemäß § 159 Abs. 2 Z 1 Aktiengesetz um bis zu 

EUR 630.000 (Euro sechshundertdreißigtausend) durch Ausgabe von bis zu 630.000 

(sechshundertdreißigtausend) Stück auf Inhaber lautenden Stückaktien (Stammaktien) 

bedingt erhöht ("Bedingtes Kapital 2026"). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit 

durchgeführt, als (i) die Gläubiger von Instrumenten gemäß § 174 AktG, zu deren Ausgabe 

der Vorstand in der ordentlichen Hauptversammlung vom 20. Juni 2024, der 

außerordentlichen Hauptversammlung vom 19. Dezember 2024 sowie in der ordentlichen 
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Hauptversammlung vom 11. Juni 2026, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 

ermächtigt wurde, von ihrem Bezugs-, Umtausch- und/oder Wandlungsrecht auf Aktien 

der Gesellschaft Gebrauch machen bzw. als jene, die zum Bezug, Umtausch oder zur 

Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zum Bezug, Umtausch oder zur Wandlung 

erfüllen, und der Vorstand dazu beschließt, diese Instrumente mit neuen Aktien aus dem 

Bedingten Kapital 2026 zu bedienen, und (ii) Aktienoptionen welche Arbeitnehmer, 

leitenden Angestellten und Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft gemäß dem Stock 

Option Plan 2026 eingeräumt werden, mit neuen Aktien bedient werden sollen. Der 

Ausübungspreis, das ist jener Preis, den die Optionsberechtigten bei der Ausübung von 

Optionen an die Gesellschaft bezahlen müssen, ist nach Maßgabe der Bedingungen des 

Aktienoptionsplan 2026 zu ermitteln. Der Ausgabebetrag je Aktie bei Ausgabe aus dem 

Bedingten Kapital 2026 darf nicht unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen. 

Die aus dem Bedingten Kapital 2026 neu ausgegebenen Aktien sind mit gleicher 

Gewinnberechtigung ausgestattet wie die übrigen zu diesem Zeitpunkt ausstehenden 

Aktien. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung gemäß § 145 AktG zum Zweck der Anpassung 

des Grundkapitals an das tatsächliche Grundkapital zu ändern. Entsprechendes gilt im Fall 

der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Instrumenten nach Ablauf des 

Ermächtigungszeitraumes sowie im Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2026 

nach Ablauf der Fristen nach den Bedingungen der Instrumente. 

c) Die Summe aus (i) neuen Aktien, die zur Bedienung von Instrumenten gemäß § 174 AktG, 

zu deren Ausgabe der Vorstand in der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats, ermächtigt wird, ausgegeben werden, (ii) neuen Aktien, 

die zur Bedienung von Aktienoptionen, welche Mitgliedern des Vorstands sowie sonstigen 

Arbeitnehmern der Gesellschaft gemäß einem neuen Aktienoptionsplan 2026 eingeräumt 

werden sowie (iii) aus dem Genehmigten Kapital gem. § 5 Abs. 6 der Satzung neue 

Fassung gemäß Beschluss zu Tagesordnungspunkt 9 der 11. ordentlichen 

Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 (oder im Fall der negativen Beschlussfassung zu 

Tagesordnungspunkt 9 der 11. ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026, der 

bestehenden Fassung gem. 5 Abs. 6 der Satzung alte Fassung) bereits ausgegebenen 

oder auszugebenden Aktien, für deren Ausgabe zum Zeitpunkt der Ausgabe der 

Instrumente nach § 174 AktG bereits rechtswirksame Beschlüsse vorliegen, darf den Betrag 

von insgesamt 999.489 Stück nicht überschreiten. Das Bezugs- oder Umtauschrecht (bzw. 

eine allfällige Bezugs- oder Umtauschpflicht) der Inhaber von Finanzinstrumenten muss 

jedenfalls gewahrt werden. 

d) § 5 Abs. 5 der Satzung wird aufgehoben und durch einen neuen § 5 Abs. 5 ersetzt, der 

wortgleich lautet wie der zu diesem Tagesordnungspunkt unter b) gefasste Beschluss. 

e) § 5 Abs. 9 der Satzung wird aufgehoben durch einen neuen § 5 Abs. 9 ersetzt, der wortgleich 

lautet wie der zu diesem Tagesordnungspunkt unter c) gefasste Beschluss. 
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Im Übrigen wird auf den schriftlichen Bericht des Vorstands und des Aufsichtsrats gemäß § 159 

Abs 2 Z 3 AktG zu diesem Tagesordnungspunkt, der auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.marinomed.com verfügbar ist, verwiesen. 

 

Erläuterung: 

Zu diesem Tagesordnungspunkt wird im Hinblick auf die bedingte Kapitalerhöhung zur 

Bedienung und Ausgabe an Inhaber von Instrumenten gemäß § 174 AktG (Beschlussteil b(i)) 

auf die Ausführungen über die Beschlussfassung zur Ermächtigung zur Ausgabe von 

Instrumenten im Sinne von § 174 AktG (TOP 7) verwiesen. Zudem soll das neue Bedingte Kapital 

2026 auch Aktienoptionen, die potentiell an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und Mitglieder 

des Vorstands im Rahmen eines neuen Aktienoptionsprogramms ausgegeben werden 

können, unterlegen (Beschlussteil b(ii)). 

Mit Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 19. Dezember 2024 wurde das 

Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 169.458 durch Ausgabe von bis zu  169.458 neuen 

Stückaktien (Stammaktien) zur Ausgabe an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

deren Ausgabe in der ordentlichen Hauptversammlung 2024 und in der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 19. Dezember 2024 beschlossen bzw zu deren Ausgabe eine 

Ermächtigung erteilt wurde, bedingt erhöht und die Satzung in § 5 (Grundkapital und Aktien) 

Abs 5 geändert. Aus dem bedingten Kapital 2025 gemäß § 5 (Grundkapital und Aktien) Abs 5 

wurden bislang keine Aktien ausgegeben.  

Die nachfolgend vorgeschlagene bedingte Kapitalerhöhung um bis zu EUR 630.000 durch 

Ausgabe von bis zu 630.000 neuen Aktien beträgt ausgehend von der aktuellen, von der 

Gesellschaft ausgegebenen Anzahl an Aktien, rund 31,5% des bestehenden Grundkapitals. 

Unter Berücksichtigung des derzeit noch bestehenden, bedingten Kapitals gemäß § 5 Abs. 7 

der Satzung iHv EUR 43.694 (Bedingtes Kapital 2019), des bedingten Kapitals gemäß § 5 Abs. 8 

der Satzung iHv EUR 54.000 (Bedingtes SOP Kapital 2024) und des bedingten Kapitals  gemäß 

§ 5 Abs 10 der Satzung iHv EUR 166.666 (Bedingtes Kapital 2025), welche zusammen EUR 

264.360 (oder rund 13,2% des bestehenden Grundkapitals) betragen, übersteigt der 

Nennbetrag des gesamten bedingten Kapitals der Gesellschaft somit insgesamt nicht die 

Hälfte des aktuellen Grundkapitals der Gesellschaft. Der Ausgabebetrag ist unter 

Berücksichtigung marktüblicher Berechnungsmethoden sowie des Kurses der Aktien in einem 

marktüblichen Preisfindungsverfahren zu ermitteln. Die derzeit noch bestehenden, bedingten 

Kapitalia gemäß § 5 Abs. 7 der Satzung (Bedingtes Kapital 2019) und § 5 Abs. 8 der Satzung 

(Bedingtes SOP Kapital 2024) in Höhe von EUR 43.694 und EUR 54.000 sollen darüber hinaus 

in Zukunft widerrufen werden, da keine Aktienoptionsausgaben aus den zugrunde liegenden 

Stock Option Plans erfolgten.  

 

 

9. Beschlussfassung über (a) die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals im noch 

nicht ausgenützten Umfang und gleichzeitig (b) die Schaffung eines neuen genehmigten 
Kapitals im Ausmaß von bis zu 50% des zum Zeitpunkt des 
Hauptversammlungsbeschlusses bestehenden Grundkapitals gegen Bareinlage und/oder 

http://www.marinomed.com/
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Sacheinlage mit der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und teilweisem 
Direktausschluss des Bezugsrechts sowie entsprechende Anpassung der Satzung in § 5.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge wie folgt beschließen:  

a) Das bestehende Genehmigte Kapital 2024/II wird im verbleibenden Ausmaß von 

EUR 626.645 aufgehoben.  

b) Der Vorstand ist bis 10. Juni 2031 ermächtigt,  gemäß § 169 Aktiengesetz, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 999.489,- (Euro 

neunhundertneunundneunzigtausend vierhundertneunundachtzig), allenfalls in mehreren 

Tranchen, gegen Bareinzahlung und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von bis zu 999.489 

(neunhundertneunundneunzigtausend vierhundertneunundachtzig), neuen, auf Inhaber 

lautenden Stückaktien zum Mindestausgabepreis von EUR 1,- je Aktie (anteiliger Betrag am 

Grundkapital je Aktie) zu erhöhen und den Ausgabebetrag, die Ausgabebedingungen und 

weitere Einzelheiten der Kapitalerhöhung im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 

festzusetzen ("Genehmigtes Kapital 2026"). 

 Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die aus dem Genehmigten Kapital 

2026 ausgegebenen neuen Aktien einzuräumen, wobei das gesetzliche Bezugsrecht den 

Aktionären in der Weise eingeräumt werden kann, dass die Kapitalerhöhung von einem 

Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen wird, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht gemäß § 153 Abs. 6 Aktiengesetz).  

 Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem Genehmigten Kapital 2026 

ausgegebenen neuen Aktien ist in einem Gesamtausmaß von bis zu 10% (zehn Prozent) 

des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Einräumung des 

Genehmigten Kapitals 2026 bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft ausgeschlossen 

(Direktausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts), wenn und sofern eine Ausnutzung 

dieser Ermächtigung 

(i) durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage erfolgt, um im Rahmen der Platzierung 

neuer Aktien der Gesellschaft den Emissionsbanken eingeräumte 

Mehrzuteilungsoptionen (Greenshoe-Optionen) zu bedienen; und/oder  

(ii) durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage in einer oder mehreren Tranche(n) 

erfolgt, um allenfalls im Interesse der Gesellschaft zur Sicherung der Liquidität, zur 

Stärkung der Eigenkapitalausstattung und/oder der Aufnahme neuer und/oder der 

Fortführung bestehender Projekte auch eine kurzfristige Mittelaufbringung schnell 

und flexibel zu sichern (insbesondere im Wege eines Accelerated Bookbuilding 

Verfahrens). 

 Darüber hinaus ist der Vorstand zusätzlich zu den obenstehenden Fällen des 

Direktausschlusses des gesetzlichen Bezugsrechts weiters ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht auf die aus dem Genehmigten Kapital 

2026 ausgegebenen neuen Aktien auszuschließen (Ermächtigung zum Ausschluss des 

gesetzlichen Bezugsrechts), wenn und sofern:  
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(i) die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere von Unternehmen, 

Betrieben, Teilbetrieben oder Anteilen an einer oder mehreren Gesellschaften im In- 

oder Ausland oder von sonstigen Vermögensgegenständen (z.B. Patenten) erfolgt; 

und/oder  

(ii) die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage in einer oder mehreren Tranche(n) erfolgt 

und in Summe der rechnerisch auf die gegen Bareinlage unter Ausschluss des 

Bezugsrechts weiteren ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital 

der Gesellschaft die Grenze von insgesamt 10% (zehn Prozent) des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Einräumung des Genehmigten 

Kapitals 2026 bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet.  

  

 Der Vorstand kann von der Möglichkeit der Ausgabe von neuen Aktien, die dem 

Direktausschlusses des gesetzlichen Bezugsrechts unterliegen, und/oder von der 

obenstehenden Ermächtigung zum Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts für die 

Ausgabe von neuen Aktien unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft jeweils 

im eigenen pflichtgemäßen Ermessen mit Zustimmung des Aufsichtsrats Gebrauch 

machen, wobei auch Kombinationen der Ausgabe von Aktien, die dem Direktausschluss 

unterliegen, und jenen, für die der Vorstand das Bezugsrecht ausschließen kann, zulässig 

sind, sodass Aktienausgaben unter Bezugsrechtsausschluss von insgesamt bis zu 20% 

(zwanzig Prozent) des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 

die Einräumung des Genehmigten Kapitals 2026 bestehenden Grundkapitals der 

Gesellschaft zulässig sind. 

 Der Aufsichtsrat ist gemäß § 145 Aktiengesetz ermächtigt, Änderungen der Satzung zu 

beschließen, die sich durch die Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2026 

ergeben; und 

c)  Aufhebung von § 5 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft und Einfügung eines neuen 

Absatzes 6, der wortgleich lautet wie der zu diesem Tagesordnungspunkt unter b) 

gefasste Beschluss. 

 

Auf den entsprechenden Bericht des Vorstands und Aufsichtsrats gemäß §§ 170 Abs. 2 iVm 153 

Abs. 4 AktG zu diesem Tagesordnungspunkt, der auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.marinomed.com verfügbar ist, wird verwiesen. 

 

Erläuterung: 

Die Hauptversammlung hat zuletzt am 19. Dezember 2024 ein genehmigtes Kapital 

beschlossen und den Vorstand ermächtigt, gemäß § 169 Aktiengesetz mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis 18.12.2029 das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR EUR 847.291,,-, 

allenfalls in mehreren Tranchen, gegen Bareinzahlung und/oder Sacheinlage durch Ausgabe 

von bis zu 847.291 neue auf Inhaber lautende Stückaktien zum Mindestausgabepreis von 

EUR 1,- (Euro eins) je Aktie (anteiliger Betrag am Grundkapital je Aktie) zu erhöhen und den 

Ausgabebetrag, die Ausgabebedingungen und weitere Einzelheiten der Kapitalerhöhung im 

http://www.marinomed.com/
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Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen ("Genehmigtes Kapital 2024/II"). Das 

Genehmigte Kapital 2024/II wurde im Umfang von EUR 220.646 durch Ausgabe von 220.646 

neuen auf Inhaber lautenden Stückaktien zum Ausgabepreis von EUR bisher ausgenutzt und 

besteht noch im Umfang von EUR 626.645, wie in § 5 Abs. 6 der Satzung idgF angegeben.  

Dementsprechend soll das Genehmigte Kapital 2024/II in der Hauptversammlung 

aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital im Ausmaß von bis zu 50% des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals geschaffen 

werden. Es soll weiterhin ein Fokus auf die Möglichkeit der gegebenenfalls notwendigen, 

kurzfristigen Kapitalaufbringung für Finanzierungsbedürfnisse der Gesellschaft gelegt werden. 

Aus diesem Grund möge der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt werden, 

das Bezugsrecht der Aktionäre in Höhe von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals auszuschließen, bzw. 

möge ein teilweiser Direktausschluss des Bezugsrechts von der Hauptversammlung 

beschlossen werden. 

 

 
10. Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands (a) zum Erwerb eigener Aktien 

gemäß § 65 Abs 1 Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG sowohl über die Börse als auch 
außerbörslich im Ausmaß von bis zu 10% des Grundkapitals, auch unter Ausschluss des 

quotenmäßigen Veräußerungsrechts, das mit einem solchen Erwerb einhergehen kann 
(umgekehrter Bezugsrechtsausschluss), (b) gemäß § 65 Abs 1b AktG für die Veräußerung 
bzw. Verwendung eigener Aktien eine andere Art der Veräußerung als über die Börse oder 
durch ein öffentliches Angebot unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen über den 
Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre zu beschließen, und (c) das Grundkapital durch 
Einziehung dieser eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss 

herabzusetzen. 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge wie folgt beschließen:  

a)  Der Vorstand der Marinomed Biotech AG wird gemäß § 65 Absatz 1 Ziffer 8 sowie Absatz 

1a und Absatz 1b Aktiengesetz während einer Geltungsdauer von 30 Monaten ab dem Tag 

der heutigen Beschlussfassung ermächtigt, eigene Aktien der Marinomed Biotech AG zu 

einem niedrigsten Gegenwert von EUR 1,-- je Aktie und einem höchsten Gegenwert je 

Aktie, der höchstens 20% über dem durchschnittlichen, ungewichteten Börsenschlusskurs 

der vorangegangenen zehn Börsehandelstage vor dem jeweiligen Rückkauf der Aktien 

liegen darf, ohne weitere Beschlussfassung der Hauptversammlung zu erwerben. Der 

Bestand an unter dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien sowie sonstigen 

allfällig gehaltenen eigenen Aktien darf 10% des Grundkapitals der Marinomed Biotech AG 

zu keinem Zeitpunkt überschreiten; die Gesamtstückzahl der gemäß der Ermächtigung 

nach dem Beschluss der 11. ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 

erworbenen eigenen Aktien darf maximal 10% des Grundkapitals der Marinomed Biotech 

AG zum Tag dieser Beschlussfassung betragen.  
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Der Vorstand ist zur Festsetzung der Rückerwerbsbedingungen ermächtigt. Der Erwerb 

kann nach Wahl des Vorstands börslich oder außerbörslich oder im Wege eines 

öffentlichen Angebots erfolgen. Der Erwerb auch nur von einzelnen Aktionären oder einem 

einzigen Aktionär ist zulässig. Sofern gesetzlich keine Zustimmung des Aufsichtsrats 

zwingend erforderlich ist, ist der Aufsichtsrat im Nachhinein vom Beschluss des Vorstands 

in Kenntnis zu setzen. Im Falle des außerbörslichen Erwerbs kann dieser auch unter 

Ausschluss des quotenmäßigen Veräußerungsrechts der Aktionäre durchgeführt werden 

(umgekehrter Bezugsrechtsausschluss). Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck des 

Erwerbs ausgeschlossen. Der Vorstand kann diese Ermächtigung innerhalb der 

gesetzlichen Vorgaben insbesondere über die höchstzulässige Zahl eigener Aktien ganz 

oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam, einmal oder auch mehrfach ausüben. Diese 

Ermächtigung kann in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, 

durch ein Tochterunternehmen (§ 228 Absatz 3 Unternehmensgesetzbuch) oder durch 

Dritte für Rechnung der Gesellschaft ausgeübt werden.  

b)  Der Vorstand der Marinomed Biotech AG wird für die Dauer von fünf Jahren ab dem Tag 

der heutigen Beschlussfassung gemäß § 65 Absatz 1b Aktiengesetz ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats und ohne neuerliche Beschlussfassung der 

Hauptversammlung für die Veräußerung bzw. Verwendung gehaltener eigener Aktien 

eine andere gesetzlich zulässige Art der Veräußerung als über die Börse oder durch ein 

öffentliches Angebot, unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen über den 

Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre, zu beschließen und die 

Veräußerungsbedingungen festzusetzen. Diese Ermächtigung umfasst die Veräußerung 

bzw. Verwendung eigener Aktien auf eine andere gesetzlich zulässige Art der 

Veräußerung als über die Börse oder ein öffentliches Angebot, insbesondere einen 

außerbörslichen Verkauf (unter teilweisem oder vollständigem Ausschluss des 

Wiederkaufsrechts der Aktionäre), etwa für die Erfüllung von Lieferverpflichtungen für 

Instrumente gemäß § 174 AktG, einschließlich allfälliger solcher Instrumente, die aufgrund 

der Ermächtigung der 11. ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Juni 2026 begeben 

werden, oder für Aktienoptionsansprüche,  in Form einer beschleunigten Privatplatzierung, 

oder als nicht in einer Barleistung bestehende Transaktionswährung für den Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensanteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

Vermögenswerten.  

Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in mehreren Teilbeträgen, einzeln 

oder gemeinsam, und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, 

durch ein Tochterunternehmen (§ 228 Absatz 3 Unternehmensgesetzbuch) oder für 

Rechnung der Gesellschaft durch Dritte ausgeübt werden.  

c)  Der Vorstand der Marinomed Biotech AG wird gemäß § 65 Absatz 1 Ziffer 8 letzter Satz 

Aktiengesetz ermächtigt, während einer Geltungsdauer von 30 Monaten ab dem Tag 

dieser Beschlussfassung mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch 

Einziehung von erworbenen eigenen Aktien ohne weitere Beschlussfassung der 

Hauptversammlung herabzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der 

Satzung zu beschließen, die sich durch die Einziehung von Aktien ergeben.  
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Auf den entsprechenden Bericht des Vorstands und Aufsichtsrats gemäß §§ 65 Abs. 1b iVm 153 

Abs. 4 AktG zu diesem Tagesordnungspunkt, der auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.marinomed.com verfügbar ist, wird verwiesen. 

 

Erläuterungen: 

 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, eigene Aktien der Gesellschaft ohne besondere 

Zweckbindung und unter Ausschluss des Handels in eigenen Aktien (§ 65 Abs. 1 Z 8 AktG) zu 

einem niedrigsten Gegenwert von EUR 1,- je Aktie und einem höchsten Gegenwert je Aktie, der 

höchstens 20% über dem durchschnittlichen, ungewichteten Börsenschlusskurs der 

vorangegangenen zehn Börsehandelstage vor dem jeweiligen Rückkauf der Aktien liegen 

darf, ohne weitere Beschlussfassung der Hauptversammlung zu erwerben, wobei der Bestand 

an gehaltenen eigenen Aktien zu keinem Zeitpunkt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft 

überschreiten darf. Die Gesamtstückzahl der gemäß der Ermächtigung nach diesem 

Beschluss vom 11. Juni 2026 erworbenen eigenen Aktien darf maximal 10% des Grundkapitals 

der Gesellschaft zum Tag dieser angestrebten Beschlussfassung betragen. Die Ermächtigung 

soll für die gesetzliche Maximalfrist von 30 Monaten ab dem Tag des 

Hauptversammlungsbeschlusses gelten. Der Ausgabebetrag auf die Aktien wurde voll 

eingezahlt. Der Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre (Ausschluss des 

umgekehrten Bezugsrechts) ist für die Gesellschaft von besonderer Bedeutung, weil sie 

dadurch in die Lage versetzt wird, Marktchancen, die sich in ihrem sich schnell wandelnden 

Umfeld ergeben können, rasch und flexibel und ohne zeit- und kostenaufwendige Abwicklung 

des Andienungsrechts der Aktionäre zu nutzen. Der Erwerb auch nur von einzelnen Aktionären 

oder einem einzigen Aktionär (Paketerwerb) ist zulässig, sofern dieser sachlich gerechtfertigt 

werden kann. Der Paketerwerb eigener Aktien von einem oder mehreren Aktionären unter 

Ausschluss des Andienungsrechts der übrigen Aktionäre liegt entsprechend im 

Gesellschaftsinteresse, wenn etwa aufgrund des verfügbaren Zeitrahmens, der 

Berücksichtigung der allgemeinen und besonderen Markt- sowie Aktienkursentwicklung, der 

an der Börse verfügbaren Handelsvolumina oder der gesetzlichen Volumenbeschränkungen 

für Aktienrückkaufprogramme über die Börse, davon auszugehen ist, dass eigene Aktien 

durch die Gesellschaft nicht innerhalb der erforderlichen Zeit oder nicht zu einem 

angemessenen Preis über die Börse oder durch öffentliches Angebot erworben werden 

können. Der Paketerwerb eigener Aktien von einem oder mehreren Aktionären unter 

Ausschluss des Andienungsrechts der übrigen Aktionäre liegt auch im Gesellschaftsinteresse, 

wenn dadurch die Aktionärsstruktur der Gesellschaft, insbesondere im Hinblick auf 

strategische Investoren, stabilisiert werden oder ein unmittelbarer Bedarf an eigenen Aktien 

kapitalschonender und/oder effizienter bedient werden kann. 

 

Der Vorstand ersucht die Hauptversammlung um die Ermächtigung, eigene Aktien auf andere 

Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot zu veräußern oder zu verwenden, 

falls der Ausschluss des Kaufrechts für Aktionäre (Ausschluss des Bezugsrechts) bei der 

Veräußerung oder Verwendung eigener Aktien durch die Gesellschaft im Sinne des 

Beschlussvorschlags im Interesse der Gesellschaft liegen könnte. Ebenso soll vorgesorgt 
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werden, falls rückerworbene Aktien – sofern rechtlich zulässig – eingezogen werden sollen 

und eine Herabsetzung des Grundkapitals erfolgen soll. 

 

 

Korneuburg, am 21. Mai 2026 

 


